
 

  

S 7 AS 595/15

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 16
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Kosten der Unterkunft und Heizung

Kostensenkungsaufforderung
Kostensenkungsbemühungen
Nachweise

Leitsätze 1. Ein Anspruch auf Anerkennung von
unangemessenen Kosten der Unterkunft
als Bedarf über den Regelzeitraum von
sechs Monaten besteht nicht, wenn
Kostensenkungsbemühungen nahezu
fehlen.
2. Nachgewiesene
Kostensenkungsbemühungen im Umfang
von elf Bewerbungen auf angebotene
Mietwohnungen in sieben Monaten von
denen nur vier Wohnungen den
Angemessenheitskriterien des beklagten
Jobcenters entsprachen, stellen keine
ausreichenden Bemühungen zur Senkung
unangemessener Unterkunftskosten dar.
Sowohl die Häufigkeit der
nachgewiesenen Bewerbungen auf freie
Wohnungen als auch die Auswahl der oft
nicht angemessenen Wohnungen sind
nicht ausreichend.
3. Wegen der nahezu fehlenden
Kostensenkungsbemühungen der Kläger
ist der Beklagte auch nicht in der
Darlegungspflicht, dass es tatsächlich
angemessenen Wohnraum gab.

Normenkette SGB II § 22 Abs. 1 S. 1
SGG II § 22 Abs. 1 S. 3

1. Instanz

Aktenzeichen S 7 AS 595/15
Datum 07.11.2016
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2. Instanz

Aktenzeichen L 16 AS 858/16
Datum 07.11.2019

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 7. November
2016 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤ger und BerufungsklÃ¤ger begehren die GewÃ¤hrung von hÃ¶heren
Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) unter
BerÃ¼cksichtigung ihrer tatsÃ¤chlichen Kosten der Unterkunft und Heizung fÃ¼r
die Zeit von November 2015 bis Januar 2016.

Die 1972 geborene KlÃ¤gerin zu 1) und der 1954 geborene KlÃ¤ger zu 2) sowie ihre
2008 und 2012 geborenen SÃ¶hne, die KlÃ¤ger zu 3) und 4), wohnten zunÃ¤chst in
O-Stadt / Sachsen und bezogen dort seit Juli 2014 Leistungen nach dem SGB II vom
Ã¶rtlich zustÃ¤ndigen Jobcenter Mittelsachsen/Freiberg. Das Jobcenter
Mittelsachsen hatte den KlÃ¤gern mitgeteilt, dass ihre Wohnung in O-Stadt
unangemessen teuer sei.

Die KlÃ¤ger zu 1) und 2) schlossen am 19.11.2014 einen Mietvertrag fÃ¼r eine Vier-
Zimmer-Dachgeschosswohnung mit einer WohnflÃ¤che von 130 qm in der A-
StraÃ�e in A-Stadt/ /Bayern fÃ¼r die Zeit ab dem 14.12.2014 ab. Sie schuldeten
eine Grundmiete in HÃ¶he von 720 EUR monatlich sowie die
Nebenkostenvorauszahlung in HÃ¶he von 220 EUR (100 EUR Heizkosten, 120 EUR
Betriebskosten).

Am 02.12.2014 sprach die KlÃ¤gerin zu 1) und am 23.12.2014 der KlÃ¤ger zu 2) bei
der Arbeitsvermittlung des Jobcenters Mittelsachsen vor. Die Wohnung in Bayern
wÃ¼rde zunÃ¤chst als Zweitwohnsitz genutzt werden, die Wohnung in O-Stadt
habe erst zum 31.01.2015 gekÃ¼ndigt werden kÃ¶nnen. Der Umzug sei fÃ¼r
Januar 2015 geplant. Der KlÃ¤ger zu 2) habe ab 01.01.2015 eine Arbeit in Bayern in
Aussicht, die KlÃ¤gerin zu 1) habe ab Februar 2015 Arbeit in Aussicht. Es werde
finanzielle UnterstÃ¼tzung fÃ¼r den Umzug, doppelte Mietzahlung im Januar 2015
und Anschaffung eines PKW benÃ¶tigt, damit der KlÃ¤ger zu 2) die Arbeitsstelle
erreichen kÃ¶nne.

Die Bewilligung von vorlÃ¤ufigen Leistungen nach dem SGB II fÃ¼r die Zeit
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01.01.2015 bis 31.03.2015 hob das Jobcenter Mittelsachsen mit Wirkung vom
01.02.2015 wegen fehlender ZustÃ¤ndigkeit auf (Bescheid vom 20.01.2015).

Der KlÃ¤ger zu 2) schloss am 22.12.2014 einen befristeten Arbeitsvertrag als Fahrer
fÃ¼r die Zeit ab 12.01.2015 ab. Der Arbeitgeber kÃ¼ndigte ihm innerhalb der
Probezeit am 01.04.2015 zum 15.04.2015. Er bezog in der Folge Krankengeld.

Am 08.01.2015 beantragten die KlÃ¤ger beim Beklagten Leistungen ab 01.02.2015.
In diesem Zusammenhang wies der Beklagte auf die nach seiner Auffassung
geltende Mietobergrenze hin und darauf, dass die Wohnung der KlÃ¤ger
unangemessen sei. FÃ¼r einen Vierpersonenhaushalt seien bis zu 90 qm und eine
Bruttokaltmiete in HÃ¶he von 539 EUR monatlich angemessen.

Der Beklagte bewilligte den KlÃ¤gern fÃ¼r die Zeit vom 01.02.2015 bis 31.07.2015
Leistungen nach dem SGB II. Als Kosten der Unterkunft und Heizung erkannte er auf
Widerspruch der KlÃ¤ger die tatsÃ¤chlichen Wohnkosten an; er habe im Rahmen
der Kostensenkungsaufforderung die Ã�bernahme der tatsÃ¤chlichen
Unterkunftskosten bis Juli 2015 zugesagt (Bescheid vom 02.02.2015,
Ã�nderungsbescheide vom 06.02.2015, 26.02.2015, 10.04.2015, 13.04.2015,
23.04.2015, 23.04.2015 und 27.04.2015).

Im Juli 2015 beantragten die KlÃ¤ger die Fortzahlung von Leistungen nach dem SGB
II beim Beklagten und gaben eine Stellungnahme zu ihrer Wohnsituation ab,
verbunden mit der Bitte die tatsÃ¤chlichen Kosten der Unterkunft auch weiterhin zu
erhalten. Ihnen habe niemand vor dem Umzug mitgeteilt, dass die Wohnung zu
teuer sei oder dass diese vorher zu genehmigen sei. Die Familie sei wegen der
Arbeit nach Bayern umgezogen; sie wÃ¼rden alles versuchen, um aus "Hartz 4"
herauszukommen. Sie hÃ¤tten sich um eine gÃ¼nstigere und kleinere Wohnung
bemÃ¼ht, aber leider ohne Erfolg. Sobald es um eine Schufa-Auskunft gehe, kÃ¤me
die Absage. Mit einer Insolvenz, zwei kleinen Kindern und "Hartz 4" sei es schwierig,
Ã¼berhaupt eine Wohnung zu bekommen. Sie hÃ¤tten zudem eine Anzeige
aufgegeben, mit der sie eine Wohnung suchen wÃ¼rden; bislang ohne Erfolg. Sie
legten eine Ã�bersicht Ã¼ber ihre KostensenkungsbemÃ¼hungen vor (drei
Bewerbungen um eine andere Wohnung im April, drei Bewerbungen im Mai und
eine Bewerbung im Juni 2015).

Mit Bescheid vom 08.07.2015 und Ã�nderungsbescheid vom 29.11.2015 bewilligte
der Beklagte den KlÃ¤gern fÃ¼r die Zeit von August bis Oktober 2015 Leistungen in
HÃ¶he von 1.793 EUR monatlich sowie von November bis Dezember 2015 in HÃ¶he
von 1.492 EUR monatlich und in HÃ¶he von 1494 EUR fÃ¼r Januar 2016. Neben den
Regelbedarfen/Sozialgeld erkannte der Beklagte die tatsÃ¤chlichen Kosten der
Unterkunft und Heizung bis einschlieÃ�lich Oktober 2015 an. Ab November 2015
erkannte er die nach seiner Auffassung angemessenen Kosten an (419 EUR
Grundmiete, 100 EUR Heizkosten, 120 EUR Nebenkosten, gesamt 639 EUR).

Dagegen erhoben die KlÃ¤ger, vertreten durch ihre frÃ¼here
ProzessbevollmÃ¤chtigte, am 28.07.2015 Widerspruch wegen der Herabsetzung der
Kosten der Unterkunft und Heizung ab November 2015. Die KlÃ¤ger wÃ¼rden gerne
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die Kosten entsprechend der Aufforderung senken, es hÃ¤tten hierfÃ¼r aber keine
konkreten MÃ¶glichkeiten bestanden. Alle bisherigen BemÃ¼hungen seien erfolglos
verlaufen. Die KlÃ¤ger hÃ¤tten fÃ¼r den Erhalt einer sozialgefÃ¶rderten Wohnung
in G-Stadt eine mÃ¼ndliche Zusage gehabt; diese Zusage habe die Gemeinde
jedoch wegen der Unterbringung von FlÃ¼chtlingen zurÃ¼ckgezogen.

Der Widerspruch blieb ohne Erfolg (Widerspruchsbescheid vom 24.09.2015).
Entgegen der gesetzlichen Regelung habe der Beklagte mehr als sechs Monate,
insgesamt neun Monate, die unangemessenen Kosten der Unterkunft getragen. Es
seien keine besonderen UmstÃ¤nde erkennbar, die einem Umzug entgegenstehen
wÃ¼rden. Erschwerend komme hinzu, dass die KlÃ¤ger die Situation selbst
verschuldet hÃ¤tten. Die KlÃ¤ger hÃ¤tten gewusst, dass es sowohl fÃ¼r die Miete
als auch fÃ¼r die WohnflÃ¤che Angemessenheitsgrenzen gebe. Dennoch hÃ¤tten
sie ohne RÃ¼cksprache mit dem Beklagten eine Wohnung angemietet und ihre
finanziellen Mittel mehr als Ã¼berschritten. Die bisherige BerÃ¼cksichtigung der
Miete durch den Beklagten hÃ¤tten die KlÃ¤ger nur dem Umstand zu verdanken,
dass das Formschreiben zur Kostensenkung zumindest fÃ¼r sechs Monate auch als
Zusicherung zu werten gewesen sei und der Beklagte von einer Anwendung des Â§
22 Abs. 1 Satz 2 SGB II zumindest zeitweise habe absehen mÃ¼ssen. Der Einwand,
die Wohnungssuche gestalte sich wegen der aktuellen FlÃ¼chtlingsproblematik
schwierig, kÃ¶nne hier nicht berÃ¼cksichtigt werden. Den KlÃ¤gern sei ein Umzug
innerhalb des gesamten Bundesgebietes zumutbar und auch mÃ¶glich. Insoweit sei
das derzeit eher lokal angesiedelte Problem der Beschaffung von Wohnraum fÃ¼r
FlÃ¼chtlinge nicht stichhaltig.

Dagegen erhoben die KlÃ¤ger am 19.10.2015 Klage zum Sozialgericht Landshut.
Den KlÃ¤gern sei nicht bewusst gewesen, dass die angemietete Wohnung nicht
angemessen sei, da die von ihnen zuvor in Sachsen bewohnte Wohnung Ã¤hnlich
groÃ� gewesen sei. Schwierigkeiten mit den AngemessenheitsmaÃ�stÃ¤ben, vor
allem hinsichtlich der WohnungsgrÃ¶Ã�e, hÃ¤tten die KlÃ¤ger nicht erwartet und
hÃ¤tten sie aufgrund ihrer Erfahrungen nicht befÃ¼rchten mÃ¼ssen. Entgegen
ihren Erwartungen sei es den KlÃ¤gern nicht mÃ¶glich gewesen, in Bayern
"jobmÃ¤Ã�ig" durchzustarten. Dem KlÃ¤ger zu 2) sei nach zwei ArbeitsunfÃ¤llen
noch wÃ¤hrend der Probezeit gekÃ¼ndigt worden. Vom Beklagten sei nicht
berÃ¼cksichtigt worden, dass sich die KlÃ¤ger um die Anmietung von
angemessenem Wohnraum bemÃ¼ht hÃ¤tten. Es sei ihnen sozialer Wohnraum in
Aussicht gestellt worden. Die Gemeinde habe aber entgegen der mÃ¼ndlichen
Zusage die Wohnung anderweitig vermietet. Zudem sei zu berÃ¼cksichtigen, dass
Wohnraum, der den Angemessenheitskriterien des Beklagten genÃ¼ge, aktuell
nicht zugÃ¤nglich sei.

Der Beklagte erwiderte, dass das vormals zustÃ¤ndige Jobcenter bei der
Reduzierung der angemessenen Leistungen gerade auf die Kosten der Unterkunft
abgestellt habe.

Ein am 05.11.2015 gestellter Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz lehnte das
Sozialgericht mit Beschluss vom 28.12.2015 ab (Az.: S 7 AS 631/15 ER). In diesem
Verfahren legten die KlÃ¤ger eine Liste der KostensenkungsbemÃ¼hungen vor.
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Daraus gehen Ã¼ber die bereits beim Beklagten im Juli 2015 vorgelegte Liste
hinaus zwei weitere Bewerbungen um Wohnraum im August 2015 und eine
Bewerbung im Oktober 2015 hervor.

Mit Urteil vom 07.11.2016 wies das Sozialgericht die Klage ab. Der Bescheid vom
09.07.2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 24.09.2015 sei
rechtlich nicht mehr zu beanstanden, nachdem der Vertreter des Beklagten in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 07.11.2016 die erhÃ¶hten Bedarfe fÃ¼r Unterkunft
und Heizung der KlÃ¤ger entsprechend den zum 01.01.2016 geÃ¤nderten Werten in
der Tabelle zu Â§ 12 WoGG anerkannt habe. Die KlÃ¤ger hÃ¤tten keinen Anspruch
auf hÃ¶here Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung vom 01.11.2015 bis zum
31.01.2016. Unbestritten dÃ¼rfte zwischen den Beteiligten sein, dass der Beklagte
jedenfalls im streitigen Zeitraum kein sog. schlÃ¼ssiges Konzept hinsichtlich der
Angemessenheit der Unterkunftskosten im Sinne der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) angewandt habe, weshalb auf die Tabellenwerte zu Â§
12 WoGG zurÃ¼ckgegriffen werden dÃ¼rfe. Die KlÃ¤ger hÃ¤tten keinen Anspruch
auf die Ã�bernahme der tatsÃ¤chlichen und unangemessenen Wohnkosten. Sie
hÃ¤tten nÃ¤mlich vor Abschluss des Mietvertrages keine Zusicherung gemÃ¤Ã� Â§
22 Abs. 4 SGB II eingeholt, weshalb die Anwendung des Â§ 22 Abs. 1 S. 3 SGB II
ausgeschlossen sei. Daher sei es auch gleichgÃ¼ltig, ob es den KlÃ¤gern mÃ¶glich
gewesen sei, eine angemessene Unterkunft zu finden bzw. anzumieten. Im Ã�brigen
hÃ¤tten die KlÃ¤ger die vergeblichen UmzugsbemÃ¼hungen auch nicht
nachgewiesen. Die bloÃ�e Behauptung, es sei nicht mÃ¶glich gewesen innerhalb
von fast zwÃ¶lf Monaten eine angemessene Wohnung anzumieten, reiche nicht aus
und sei auch nicht glaubwÃ¼rdig.

Mit Bescheid vom 11.11.2016 bewilligte der Beklagte den KlÃ¤gern fÃ¼r Januar
2016 um 38,52 EUR hÃ¶here Leistungen (insgesamt 1532,52 EUR), wobei als
Kosten der Unterkunft und Heizung 677,52 EUR als Bedarf anerkannt wurden. Es
wurde eine Nettokaltmiete in HÃ¶he von 457,50 EUR nach Â§ 12 WoGG zzgl.
Sicherheitszuschlag anerkannt.

Gegen das Urteil haben die KlÃ¤ger am 07.12.2016 Berufung zum Bayerischen
Landessozialgericht eingelegt. Eine AufklÃ¤rung, dass die neue Wohnung ggf. zu
teuer sei oder eine Zusicherung zum Umzug hÃ¤tte erteilt werden mÃ¼ssen, sei
durch das Jobcenter Mittelsachsen nicht erfolgt. Die KlÃ¤ger hÃ¤tten wegen der
Arbeitsstelle des KlÃ¤gers zu 2) Ende 2014 schnell eine Wohnung finden mÃ¼ssen.
Die streitgegenstÃ¤ndliche Wohnung sei die Einzige gewesen, die die Familie habe
finden kÃ¶nnen. Bei der Vorsprache am 03.12.2014 sei keine AufklÃ¤rung erfolgt,
dass die Wohnung nicht angemessen sei. Vielmehr sei der Eindruck vermittelt
worden, dass "alles in Ordnung" sei. Erst bei Antragstellung seien die KlÃ¤ger mit
Schreiben vom 27.01.2015 auf die Unangemessenheit der Unterkunftskosten
hingewiesen worden. Ã�ber die von den KlÃ¤gern vorgelegten BemÃ¼hungen
(Schreiben der KlÃ¤ger vom 02.07.2015) hÃ¤tte der Beklagte keine weiteren
Nachweise gefordert. Auch in der Folgezeit hÃ¤tten sich die KlÃ¤ger um
gÃ¼nstigeren Wohnraum bemÃ¼ht, aber wegen des negativen "Schufaeintrags"
bzw. der Insolvenzen, der beiden Kinder und des Bezugs von Leistungen nach dem
SGB II, keine Wohnung gefunden. Alternative Wohnungsangebote seien vom
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Beklagten nicht genannt worden. Die KlÃ¤ger seien beim Umzug nach Bayern nicht
bÃ¶sglÃ¤ubig gewesen, weshalb sie dem Schutzbereich des Â§ 22 Abs. 1 S. 3 SGB II
unterfallen wÃ¼rden. Die KlÃ¤ger seien davon ausgegangen, dass sie kÃ¼nftig
nicht mehr auf SGB II â�� Leistungen angewiesen seien; der KlÃ¤ger zu 2) habe
eine Arbeitsstelle gehabt, die KlÃ¤gerin zu 1) habe eine in Aussicht gehabt. Es
handele sich auch nicht um eine Luxuswohnung. Die KlÃ¤ger hÃ¤tten nicht
gewusst, dass die Wohnung zu teuer sei. Die VersÃ¤umnisse des Jobcenters
Mittelsachsen (Â§ 22 Abs. 4 S. 2 Hs. 2 SGB II a.F.) kÃ¶nnten nicht zu Lasten der
KlÃ¤ger gehen. Die Unterkunftskosten seien in voller HÃ¶he zu berÃ¼cksichtigen,
weil den KlÃ¤gern im streitigen Zeitraum ein Umzug in eine andere,
kostengÃ¼nstigere Wohnung aus tatsÃ¤chlichen GrÃ¼nden nicht mÃ¶glich
gewesen sei. Es gÃ¤be keine kostengÃ¼nstigere Unterkunftsalternative im
Landkreis. Die KlÃ¤ger hÃ¤tten sich auch ausreichend um eine
Unterkunftsalternative bemÃ¼ht. Zudem hÃ¤tten die potentiellen Vermieter die
angefragten Wohnungen als fÃ¼r eine vierkÃ¶pfige Familie zu klein angesehen. Da
WohnungssuchaktivitÃ¤ten nachvollziehbar dargelegt worden seien, sei es Sache
des Beklagten, diese Darlegung zu entkrÃ¤ften und konkrete Alternativen zu
benennen. Zudem kÃ¶nne der Beklagte die Absenkung der Unterkunftskosten nicht
auf das Schreiben vom 27.01.2015 stÃ¼tzen, weil er von der Absenkung zum
angekÃ¼ndigten Zeitpunkt abgesehen habe. In diesem Fall sei eine neue
Kostensenkungsaufforderung notwendig. Auf Nachfrage des Senats haben die
KlÃ¤ger mitgeteilt, dass sie bis zum 31.10.2017 in der streitgegenstÃ¤ndlichen
Wohnung gewohnt hÃ¤tten und sich im streitigen Zeitraum keine VerÃ¤nderungen
bei der HÃ¶he der Unterkunftskosten ergeben hÃ¤tten.

Die KlÃ¤ger beantragen,
das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 07.11.2016 aufzuheben und den
Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheids vom 09.07.2015 in der Gestalt des
Widerspruchbescheids vom 24.09.2015 in der Fassung der Ã�nderungsbescheide
vom 29.11.2015 und 11.11.2016 zu verurteilen, den KlÃ¤gern fÃ¼r die Zeit vom
01.11.2015 bis 31.01.2016 Leistungen nach dem SGB II unter BerÃ¼cksichtigung
der tatsÃ¤chlichen Kosten der Unterkunft und Heizung zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das Urteil des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend. Auf Nachfrage des Senats hat
der Beklagte mitgeteilt, dass er weder derzeit noch zum streitigen Zeitraum ein
schlÃ¼ssiges Konzept zur Bestimmung der angemessenen Obergrenzen habe bzw.
gehabt habe. Der Beklagte habe zunÃ¤chst versucht (gemeinsam mit dem
Landratsamt) ein Konzept zu erstellen und hierfÃ¼r die Angebote des
Wohnungsmarkts aus Internet und Presse sowie die MietvertrÃ¤ge der Kunden der
Sozialhilfeverwaltung und des Jobcenters in einer Datenbank zusammengefasst und
entsprechend der VergleichsrÃ¤ume versucht, eine Durchschnittsmiete zu bilden.
Diese Vorgehensweise sei mehrfach vom Sozialgericht Landshut bemÃ¤ngelt
worden und auf Â§ 12 WoGG mit Sicherheitszuschlag zurÃ¼ckgegriffen worden. Da
sich mit einem RÃ¼ckgriff zumeist nur geringfÃ¼gig hÃ¶here Leistungen ergeben
hÃ¤tten, wurde der bisherige Versuch, ein schlÃ¼ssiges Konzept zu erstellen auch,
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wegen der UnmÃ¶glichkeit zur Beschaffung weiterer Daten aufgegeben und zur
Vermeidung weiterer Rechtsstreite generell auf die Tabellenwerte abgestellt. Der
Beklagte sei dann dazu Ã¼bergegangen eine Liste mit MietvertrÃ¤gen der
LeistungsempfÃ¤nger anzulegen um Ã¼berprÃ¼fen zu kÃ¶nnen, ob es tatsÃ¤chlich
laufend Wohnungen gÃ¤be, die den Kriterien entsprÃ¤chen. Wenn nun die KlÃ¤ger
behaupteten, es gÃ¤be keine "angemessenen" Wohnungen anzumieten, so sei dies
nicht zutreffend. Er hat am 22.12.2017 eine Liste mit fÃ¼nf Wohnungen vorgelegt,
die den Angemessenheitsgrenzen entsprochen hÃ¤tten und im Zeitraum MÃ¤rz
2014 bis Juli 2016 von LeistungsempfÃ¤ngern angemietet worden seien.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten beider
Instanzen, auch im Verfahren S 7 AS 631/15 ER, sowie der beigezogenen
Verwaltungsakte des Beklagten und des Jobcenters Mittelsachsen Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist nicht nach Â§ 144 Abs. 1 S. 1 Nr. 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG) ausgeschlossen, weil der Wert der Beschwer erreicht ist.
Die Differenz zwischen den tatsÃ¤chlichen Unterkunftskosten (940 EUR monatlich)
und den anerkannten Kosten (639 EUR im November und Dezember 2015, 677,52
EUR im Januar 2016) betrÃ¤gt 864,48 EUR.

Die Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die Klage im Ergebnis zu
Recht abgewiesen. Die KlÃ¤ger haben in der Zeit von November 2015 bis Januar
2016 keinen hÃ¶heren Anspruch auf Kosten der Unterkunft und Heizung, als der
Beklagte ihnen mit Bescheid vom 08.07.2015 in der Gestalt des
Widerspruchbescheids vom 24.09.2015 in der Fassung der Ã�nderungsbescheide
vom 29.11.2015 und 11.11.2016 bewilligt hat. Die angefochtenen Bescheide sind
rechtmÃ¤Ã�ig, die KlÃ¤ger dadurch nicht in ihren Rechten verletzt.

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens ist der Bescheid vom 09.07.2015 in der
Gestalt des Widerspruchbescheids vom 24.09.2015 in der Fassung der
Ã�nderungsbescheide vom 29.11.2015 und 11.11.2016. Die Ã�nderungsbescheide
wurden Gegenstand des Klage- bzw. des Berufungsverfahrens (Â§ 96 SGG). Die
KlÃ¤ger begehren ausschlieÃ�lich hÃ¶here Kosten der Unterkunft und Heizung fÃ¼r
die Monate November 2015 bis Januar 2016; sie haben den Streitgegenstand in
zulÃ¤ssiger Weise begrenzt (vgl. Luik in Eicher/Luik, SGB II, 4. Aufl. 2017, Â§ 22 Rn.
32ff).

Die KlÃ¤ger, die dem Grunde nach Leistungsberechtigte sind (Â§ 7 i.V.m. Â§ 19 Satz
1 SGB II), haben keinen hÃ¶heren Anspruch auf Kosten der Unterkunft und Heizung
gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II in der Fassung vom 13.05.2011. Danach werden
Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen
anerkannt, soweit diese angemessen sind.

Die Kosten fÃ¼r die Wohnung der KlÃ¤ger sind nicht angemessen im Sinne des Â§
22 Abs. 1 S. 1 SGB II.

                             7 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/96.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/19.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/19.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/22.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/22.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/22.html


 

Zur Konkretisierung der Angemessenheitsgrenze wird nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) in einem ersten Schritt die abstrakt angemessene
WohnungsgrÃ¶Ã�e und der Wohnungsstandard bestimmt sowie in einem zweiten
Schritt festgelegt, auf welchen rÃ¤umlichen VergleichsmaÃ�stab (Vergleichsraum)
fÃ¼r die weiteren PrÃ¼fungsschritte abzustellen ist. In einem dritten Schritt ist zu
ermitteln, wie viel auf diesem Wohnungsmarkt fÃ¼r eine Wohnung einfachen
Standards aufzuwenden ist (Referenzmiete), indem eine Datenerhebung und
Datenauswertung durch den kommunalen TrÃ¤ger bzw. das Jobcenter erfolgt. Ziel
der Ermittlungen des Jobcenters (Â§ 20 SGB X) muss sein, einen Quadratmeterpreis
fÃ¼r Wohnungen einfachen Standards zu ermitteln, um diesen nach MaÃ�gabe der
Produkttheorie mit der dem HilfeempfÃ¤nger zugestandenen Quadratmeterzahl zu
multiplizieren und so die angemessene Miete feststellen zu kÃ¶nnen (sog. abstrakte
AngemessenheitsprÃ¼fung). In einem vierten und letzten Schritt ist zu prÃ¼fen, ob
fÃ¼r den Leistungsberechtigten eine andere bedarfsgerechte und
kostengÃ¼nstigere Wohnung verfÃ¼gbar und zugÃ¤nglich ist (sog. konkrete
AngemessenheitsprÃ¼fung).

Der Beklagte ist im Rahmen seiner prozessualen Mitwirkungspflichten gehalten,
dem Gericht eine zuverlÃ¤ssige Entscheidungsgrundlage zu verschaffen und eine
gegebenenfalls unterbliebene Datenerhebung oder â�� aufbereitung nachzuholen
(vgl. BSG, Urteile vom 12.12.2013, Az. B 4 AS 87/12 R, Rn. 20ff, und vom
16.06.2015, Az. B 4 AS 44/14 R, Rn. 19). Hilfsweise kann auf die
MiethÃ¶chstgrenzen aus der Tabelle zu Â§ 12 WoGG (Â§ 8 WoGG aF) als MaÃ�stab
der Angemessenheit der Unterkunftskosten abgestellt werden, wenn ein konkret-
individueller MaÃ�stab nicht gebildet werden kann (vgl. BSG, Urteil vom
07.11.2006, Az. B 7b AS 18/06 R, Rn. 23).

Nach dem Mietvertrag bzw. der Mietbescheinigung des Vermieters betrÃ¤gt die
WohnflÃ¤che der streitbefangenen Wohnung 130 qm. Diese GrÃ¶Ã�e ist fÃ¼r einen
Vierpersonenhaushalt nicht angemessen. Die Angemessenheit der
WohnungsgrÃ¶Ã�e richtet sich nach den Werten, die die LÃ¤nder aufgrund Â§ 10
WohnraumfÃ¶rderungsgesetz (WoFG) festgelegt haben (vgl. Luik in Eicher/Luik,
SGB II, 4. Auflage 2017, Â§ 22 Rn. 84). Die abstrakt angemessene GrÃ¶Ã�e fÃ¼r
einen Vierpersonenhaushalt betrÃ¤gt in Bayern bis zu 90 qm (vgl. Â§ 10 WoFG in
Verbindung mit Nr. 5.8 Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des
Innern Ã¼ber die Verwaltungsvorschriften zum Vollzug des
Wohnungsbindungsrechts vom 12.09.2007, AllMBl. S. 514). Die Wohnung der
KlÃ¤ger Ã¼berschreitet diese GrÃ¶Ã�e um 40 qm.

Der Beklagte hat die Mietobergrenze (MOG) fÃ¼r den von ihm festgelegten
Vergleichsraum, seinen gesamten ZustÃ¤ndigkeitsbereich, nicht auf der Grundlage
eines schlÃ¼ssigen Konzepts ermittelt. Der Ermittlung der angemessenen Miete
muss ein Konzept zugrunde liegen, das schlÃ¼ssig und hinreichend nachvollziehbar
ist. Mindestvoraussetzung fÃ¼r die SchlÃ¼ssigkeit, d.h. Nachvollziehbarkeit und
Folgerichtigkeit des Konzepts ist nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG seit
dem Urteil vom 22.09.2009 (Az. B 4 AS 18/09 R, Rn. 19), dass die folgenden
Voraussetzungen erfÃ¼llt sind:
â�� die Datenerhebung darf ausschlieÃ�lich in dem genau eingegrenzten und muss
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Ã¼ber den gesamten Vergleichsraum erfolgen (keine "Ghettobildung"),
â�� es bedarf einer nachvollziehbaren Definition des Gegenstandes der
Beobachtung (z.B. welche Art von Wohnungen, ggf. Differenzierung nach Standard
der Wohnungen, Brutto- oder Nettokaltmiete, Differenzierung nach
WohnungsgrÃ¶Ã�e),
â�� Angaben Ã¼ber den Beobachtungszeitraum,
â�� Festlegung der Art und Weise der Datenerhebung (Erkenntnisquellen, z.B.
Mietspiegel),
â�� ReprÃ¤sentativitÃ¤t des Umfangs der eingezogenen Daten,
â�� ValiditÃ¤t der Datenerhebung,
â�� Einhaltung anerkannter mathematisch-statistischer GrundsÃ¤tze der
Datenauswertung und
â�� Angaben Ã¼ber die gezogenen SchlÃ¼sse (z.B. Spannoberwert oder
Kappungsgrenze).

Die Ermittlung der abstrakt angemessenen KdU ist vorliegend nicht deshalb
entbehrlich, weil das Sozialgericht ausgefÃ¼hrt hat, dass zwischen den Beteiligten
unbestritten sei, dass der Beklagte im streitigen Zeitraum kein schlÃ¼ssiges
Konzept gehabt habe und der Beklagte ein (nicht angenommenes) Anerkenntnis
fÃ¼r den Monat Januar 2016 dahingehend abgegeben hat, dass Unterkunftskosten
in HÃ¶he der um einen Sicherheitszuschlag erhÃ¶hten HÃ¶chstbetrÃ¤ge nach dem
WoGG gezahlt werden wÃ¼rden. Es kann nÃ¤mlich nach der Rechtsprechung des
BSG nicht dahingestellt bleiben, ob ein Ausfall von lokalen
ErkenntnismÃ¶glichkeiten zur Ermittlung der abstrakt angemessenen
Unterkunftskosten nach einem schlÃ¼ssigen Konzept vorliegt (BSG, Urteil vom
10.09.2013, B 4 AS 4/13 R). Erst wenn Feststellungen zu den abstrakt
angemessenen Kosten der Unterkunft im Sinne des Â§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II nicht
mehr mÃ¶glich sind, darf ein RÃ¼ckgriff auf die Werte der Wohngeldtabelle
erfolgen. Wegen der dann nur abstrakten, vom Einzelfall und den konkreten
UmstÃ¤nden im Vergleichsraum losgelÃ¶sten Begrenzung ist zur Bestimmung der
angemessenen Nettokaltmiete zuzÃ¼glich der kalten Betriebskosten bei Â§ 8 WoGG
auf den jeweiligen HÃ¶chstbetrag der Tabelle zurÃ¼ckzugreifen und ein
"Sicherheitszuschlag" von 10 v.H. einzubeziehen (BSG, Urteil vom 17.12.2009, B 4
AS 27/09 R; im Anschluss an Urteil vom 07.11.2006, B 7b AS 18/06 R; Urteil vom
22.03.2012, B 4 AS 16/11 R). Dieses Vorgehen mit dem Ausschluss eines
unmittelbaren RÃ¼ckgriffs auf die Werte der Wohngeldtabelle berÃ¼cksichtigt die
in Â§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II festgelegte Verpflichtung des GrundsicherungstrÃ¤gers,
die tatsÃ¤chlich angemessenen Kosten zu Ã¼bernehmen und dient der
Sicherstellung des verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf
bedarfsdeckende Leistungen im Bereich des Wohnens.

Bezogen auf den streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum liegt kein schlÃ¼ssiges Konzept
vor. Es fehlt bereits an einer validen und reprÃ¤sentativen Datengrundlage. Der
Beklagte fasste zunÃ¤chst Angebote des Wohnungsmarktes aus Internet und Presse
sowie MietvertrÃ¤ge der Kunden der Sozialhilfeverwaltung und des Beklagten in
einer Datenbank zusammen. Daraus versuchte er fÃ¼r die VergleichsrÃ¤ume eine
Durchschnittsmiete zu bilden. Dies entspricht nicht der Rechtsprechung des BSG,
weil die nur punktuell erhobenen Daten nicht ausreichend reprÃ¤sentativ sind und
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kaum geeignet, den Wohnungsmarkt abzubilden. Zudem wurden scheinbar
Neuvermietungen und Bestandsmieten gemischt. Auch bleibt vÃ¶llig unklar, nach
welchen Kriterien VergleichsrÃ¤ume gebildet wurden. Die Bildung einer
Durchschnittsmiete je Vergleichsraum ungeachtet der WohnungsgrÃ¶Ã�e begegnet
ebenfalls Bedenken.

Der Beklagte hat erklÃ¤rt, es sei ihm nicht mÃ¶glich, weiteres Datenmaterial fÃ¼r
den streitigen Zeitraum zu beschaffen, um das Konzept nachzubessern bzw. dieses
schlÃ¼ssig zu machen. Zwar ist der GrundsicherungstrÃ¤ger, wenn er ohne eine
hinreichende Datengrundlage entscheidet, im Rahmen seiner prozessualen
Mitwirkungspflicht nach Â§ 103 S. 1 2. HS SGG gehalten, dem Gericht eine
mÃ¶glichst zuverlÃ¤ssige Entscheidungsgrundlage zu verschaffen und ggf. eine
unterbliebene Datenerhebung und â�� aufbereitung nachzuholen. Es kann von ihm
erwartet werden, dass er die bei ihm vorhandenen Daten sowie die personellen
und/oder sachlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Erhebung und Auswertung der
erforderlichen Daten zur VerfÃ¼gung stellt (BSG, Urteil vom 02.07.2009, B 14 AS
33/08 R, Rn. 22). In gleicher Weise muss im Rahmen der Darlegung eines
Erkenntnisausfalls von dem vorrangig zustÃ¤ndigen Jobcenter im Einzelnen
begrÃ¼ndet werden, dass und warum ein schlÃ¼ssiges Konzept nicht mehr
entwickelt werden kann (BSG, Urteil vom 14.02.2013, B 14 AS 61/12 R, Rn. 22 ff). Es
gibt Ã¼ber die vom Beklagten nicht ausreichend gesammelten Daten hinaus keine
reprÃ¤sentativen ErkenntnismÃ¶glichkeiten wie Mietspiegel oder Ã¤hnliche
Aufzeichnungen, die die erforderlichen Differenzierungen enthalten wÃ¼rden. Im
Nachhinein ist es auch nicht mehr mÃ¶glich, ausreichende Daten fÃ¼r das Jahr
2015/16 zu erhalten.

Der Senat greift zur Bestimmung der angemessenen Kosten der Unterkunft auf Â§
12 WoGG zurÃ¼ck, weil ihm weitere Ermittlungen â�� insbesondere zur
Datengrundlage â�� zur Bestimmung der Angemessenheitsgrenze nicht mÃ¶glich
sind. FÃ¼r die Wohnortgemeinde der KlÃ¤ger A-Stadt (Landkreis Landshut â��
Mietstufe 1) ergibt sich bis 31.12.2015 ein HÃ¶chstbetrag fÃ¼r einen
Vierpersonenhaushalt nach Â§ 12 WoGG (idF v 24.09.2008 und 09.12.2010) iVm
Anlage 1 zu Â§ 1 Abs. 3 WoGV idF v 15.12.2008 von 490 EUR zuzÃ¼glich eines
Sicherheitszuschlags von 10 % ein Betrag in HÃ¶he von 539 EUR. FÃ¼r die Zeit ab
01.01.2016 ergibt sich ein HÃ¶chstbetrag nach Â§ 12 WoGG (idF v 02.10.2015 mWv
01.01.2016) iVm Anlage 1 zu Â§ 1 Abs. 3 (BGBl. I 2015, 1619 â�� 1662, gÃ¼ltig ab
01.01.2016) in HÃ¶he von 525 EUR zuzÃ¼glich eines Sicherheitszuschlags von 10
% ein Betrag in HÃ¶he von 577,50 EUR. Dieser Betrag beinhaltet auch die kalten
Betriebskosten, die im Fall der KlÃ¤ger 120 EUR monatlich betrugen (vgl. hierzu Â§
9 Abs. 1 WoGG). Hinzu kommen die Heizkosten in HÃ¶he von 100 EUR monatlich.
Daraus ergibt sich ein Gesamtanspruch an monatlichen Kosten der Unterkunft und
Heizung in HÃ¶he von 639 EUR fÃ¼r November und Dezember 2015 und in HÃ¶he
von 677,50 EUR fÃ¼r Januar 2016. Die Wohnung der KlÃ¤ger ist nicht angemessen,
da sie mit einer Bruttokaltmiete von 840 EUR die angemessene Miete um knapp
300 EUR Ã¼bersteigt.

Ausgehend davon hat der Beklagte den KlÃ¤gern die angemessenen Kosten der
Unterkunft und Heizung bewilligt und gewÃ¤hrt.
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Die sog. konkrete AngemessenheitsprÃ¼fung fÃ¼hrt nicht zur Anerkennung des
tatsÃ¤chlichen Unterkunftsbedarfs. Soweit Aufwendungen fÃ¼r die Kosten der
Unterkunft und Heizung den der Besonderheit des Einzelfalles angemessenen
Umfang Ã¼bersteigen, sind sie als Bedarf so lange anzuerkennen, wie es dem
Leistungsberechtigten nicht mÃ¶glich oder nicht zuzumuten ist, die Aufwendungen
zu senken, in der Regel jedoch lÃ¤ngstens fÃ¼r sechs Monate (Â§ 22 Abs. 1 S. 3
SGB II).

Es kann dahinstehen, ob die Anwendung des Â§ 22 Abs. 1 S. 3 SGB II aufgrund des
Umzugs der KlÃ¤ger ohne vorherige Zusicherung wÃ¤hrend des Leistungsbezugs
oder aufgrund einer BÃ¶sglÃ¤ubigkeit bei Einzug im Hinblick auf die
unangemessenen Unterkunftskosten ausgeschlossen ist und die KlÃ¤ger jedenfalls
nur die angemessenen Unterkunftskosten als Bedarf beanspruchen kÃ¶nnten, denn
selbst bei Anwendung der fÃ¼r die KlÃ¤ger gÃ¼nstigeren Vorschrift des Â§ 22 Abs.
1 S. 3 SGB II haben sie keinen Anspruch auf Ã�bernahme hÃ¶herer tatsÃ¤chlicher
Unterkunftskosten fÃ¼r die streitgegenstÃ¤ndliche Zeit.

Die KlÃ¤ger haben keinen Anspruch auf Ã�bernahme der tatsÃ¤chlichen,
unangemessenen Unterkunftskosten nach Â§ 22 Abs. 1 S. 3 SGB II.

Die Kostensenkungsaufforderung vom 27.01.2015 ist nicht zu beanstanden und gilt
â�� anders als die ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤ger vortrÃ¤gt â�� auch fÃ¼r
die Absenkung der Unterkunftskosten ab November 2015. Zwar wurde mit der
Kostensenkungsaufforderung vom 27.01.2015 eine Ã�bernahme der
unangemessenen Unterkunftskosten bis 31.07.2015 angekÃ¼ndigt und so auch im
ersten Bewilligungsabschnitt (Februar bis Juli 2015) umgesetzt. Auf den
Fortzahlungsantrag hin, in dem die KlÃ¤gerin zu 1) ausfÃ¼hrlich ihre Wohnsituation
darstellt und um eine weitere Ã�bernahme der tatsÃ¤chlichen Kosten baten,
erkannte der Beklagte dann mit dem angefochtenen Bescheid fÃ¼r weitere drei
Monate (August bis Oktober 2015) die tatsÃ¤chlichen Kosten an, nicht jedoch
darÃ¼ber hinaus. In der BegrÃ¼ndung des Bescheids fÃ¼hrte er aus, dass die
tatsÃ¤chliche Miete um drei Monate lÃ¤nger anerkannt werde, ab November 2015
nur noch die angemessene Miete. Eine Abkehr von der
Kostensenkungsaufforderung vom 27.01.2015 durch den Beklagten oder eine
Ã�nderung der Sachlage kann darin nicht erblickt werden. Auch nach dem Eindruck,
den der Senat von den KlÃ¤gern zu 1) und zu 2) in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gewonnen hat, haben diese nach dem objektiven EmpfÃ¤ngerhorizont dies so
verstanden (vgl. Luik a.a.O., Â§ 122 Rn. 140; Berlit in LPK-SGB II, 6. Aufl. 2017, Â§
22 Rn. 133).

Der Beklagte hat fÃ¼r insgesamt neun Monate die tatsÃ¤chlichen Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Heizung als Bedarf der KlÃ¤ger anerkannt, wÃ¤hrend die Vorschrift
von einem "Regelzeitraum" von sechs Monaten ausgeht.

Es liegen weder objektive noch subjektive UmstÃ¤nde vor, die zur Anerkennung
eines hÃ¶heren Unterkunftsbedarfs im streitigen Zeitraum fÃ¼hren. An die
Auslegung des Tatbestandsmerkmals der UnmÃ¶glichkeit oder Unzumutbarkeit sind
wegen des Regel-Ausnahme-Prinzips strenge Anforderungen zu stellen (vgl. BSG,
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Urteil vom 19.02.2009, B 4 AS 30/08 R; Luik in Eicher/Luik, SGB II, 4. Aufl. 2017, Â§
22 Rn. 144). Ein Umzug ist in der Regel zumutbar, es sei denn, es liegen
gravierende UmstÃ¤nde in der Person des Leistungsberechtigten vor. Solche
UmstÃ¤nde liegen hier nicht vor.

Die behaupteten Vermittlungshemmnisse aufgrund eines Schufa-Eintrags bzw.
vorangegangener Insolvenzen sind nicht geeignet, zu einer subjektiven
UnmÃ¶glichkeit der Kostensenkung zu fÃ¼hren. Ein Schufa-Eintrag oder eine
(Verbraucher)Insolvenz sind keine Alleinstellungsmerkmale der KlÃ¤ger zu 1) und
2), was sich aus den Zahlen des statistischen Bundesamtes zu
Verbraucherinsolvenzen ablesen lÃ¤sst (vgl. z.B. https://de.statista.com/statistik/dat
en/studie/28930/umfrage/anzahl-der-privatinsolvenzen-je-100000-einwohner/).
Gleiches gilt fÃ¼r den Bezug von Leistungen nach dem SGB II und fÃ¼r das
Vorhandensein von Kindern.

Der Senat hÃ¤lt die nachgewiesenen KostensenkungsbemÃ¼hungen der KlÃ¤ger
nicht fÃ¼r ausreichend. Die KlÃ¤ger haben dem Beklagten eine Liste mit elf
Bewerbungen in sieben Monaten vorgelegt. Dies entspricht durchschnittlich 1,57
Bewerbungen pro Monat. Im Bewilligungsabschnitt haben sich die KlÃ¤ger auf nur
drei Wohnungen, im streitigen Zeitraum auf keine Wohnung beworben. SchlieÃ�lich
entsprachen nur vier der elf Wohnungen den Angemessenheitskriterien des
Beklagten in etwa. Weiter haben die KlÃ¤ger behauptet, selbst im Internet eine
Suchanzeige aufgegeben und sich fÃ¼r den Erhalt einer Sozialwohnung registriert
zu haben. Sowohl die HÃ¤ufigkeit der nachgewiesenen Bewerbungen auf freie
Wohnungen als auch die Auswahl der oft nicht angemessenen Wohnungen bei der
Wohnungssuche stellen keine ausreichenden KostensenkungsbemÃ¼hungen dar.
Wegen der nahezu fehlenden KostensenkungsbemÃ¼hungen der KlÃ¤ger ist der
Beklagte auch nicht in der Darlegungspflicht, dass es tatsÃ¤chlich angemessenen
Wohnraum gab, so dass der Senat nicht zu entscheiden braucht, ob die vom
Beklagten vorgelegte Liste mit einigen von LeistungsempfÃ¤ngern angemieteten
Wohnungen, dem Nachweis konkreter Unterkunftsalternativen genÃ¼gen wÃ¼rde.

SchlieÃ�lich handelt es sich bei dem Vortrag, dass keine Wohnungen zu den
Angemessenheitskriterien des Beklagten auf dem freien Wohnungsmarkt zur
VerfÃ¼gung stÃ¼nden und dass aufgrund der FlÃ¼chtlingskrise eine Wohnungsnot
bestanden habe, um Behauptungen "ins Blaue hinein".

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

RevisionszulassungsgrÃ¼nde sind nicht ersichtlich (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG).

Erstellt am: 06.12.2019

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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